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,Der Wert eines Dinges ist um so größer, je seltener es vorkommt."1 

A. Einleitung 

Die Ausstattung einer Volkswirtschaft  mit Verkehrsinfrastruktur  stellt einen we-
sentlichen Parameter für ihre wirtschaftlichen Entwicklungschancen und ihre Wett-
bewerbsfähigkeit  dar. Vorhandene infrastrukturelle  Kapazitäten beinhalten ein gro-
ßes Wachstumspotential, wohingegen Engpaßsituationen Ursache erheblicher wirt-
schaftlicher Schäden sind. Die internationale arbeitsteilige Verflechtung der Volks-
wirtschaften setzt vor allem einen funktionierenden Luftverkehr  voraus.2 Dies gilt 
um so mehr, als die zunehmende Öffnung  von Märkten nach grenzüberschreiten-
den, global verfügbaren  Transportkapazitäten verlangt. Internationale Verkehrs-
flughäfen  sind im Zeitalter der Globalisierung und des zunehmenden Wettbewerbs 
der Wirtschaftsstandorte  unerläßliche Bindeglieder im Kontakt mit auswärtigen 
Wirtschaftspartnern.  Besonders hohen Stellenwert besitzt verfügbare  Luftverkehrs-
bodeninfrastruktur  in Volkswirtschaften, die, wie die Bundesrepublik Deutschland, 
stark im Außenhandel engagiert sind.3 Weiterhin ist zu beachten, daß die Einrich-
tung „Flughafen" auch in regionaler Hinsicht einen bedeutenden Standortfaktor 
mit entscheidendem Einfluß auf die Leistungsfähigkeit von Produktions- und 
Dienstleistungsunternehmen in ihrem Einzugsbereich darstellt.4 Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Flughafeninfrastruktur  lassen sich daher als Mittel örtlicher wie 
überregionaler Wachstums- und Strukturpolitik einsetzen.5 Nicht zuletzt dient die 
Versorgung mit zuverlässigen, schnellen und preiswerten Personen- und Fracht-
transportmöglichkeiten sozialen Allgemeinwohlinteressen der Bevölkerung.6 

Auch nach Ansicht der Verkehrsministerkonferenz  sind der systematische Ausbau 
und die Erweiterung von Flughafenanlagen die wichtigsten Voraussetzungen zur 
Stärkung des Luftverkehrsstandortes  Deutschland im internationalen Wettbewerb.7 

1 Weck,,  Deutsches Luftrecht,  1913, S.37. 
2 Vgl. Schwenk,  Kapazitätsanpassung im Luftraum und auf den Flughäfen, in: DVWG 

(Hrsg.), Die Zukunft der Flughäfen - auf der Suche nach neuen Konzeptionen, 1993, S.78. 
3 Böckstiegel,  Welcome Address and Introduction to the Topic, in: Bau und Erweiterung von 

Flughäfen - Dokumentation eines internationalen Kolloquiums, ZLW 1984, S.292. 
4 Pompi , Luftverkehr,  1998, S. 131; Herberg,  Der Flughafen Berlin Brandenburg Internatio-

nal als wichtiger Entwicklungsimpuls für die Region, in: DVWG (Hrsg.), 3. Seminar über die 
Zukunft der Flughäfen - auf der Suche nach neuen Konzeptionen, 1998, S. 31, 35 f.; Spaeth, 
Flughafen und Luftverkehr,  1995, S. 23 ff.;  zur ökonomischen Bedeutung von Regionalflughä-
fen vgl. Sorgenfrei,  Regionalflughäfen:  Funktionen und Wirkungen, 1989. 

5 Christiansen,  Verkehrsflughäfen  im Wettbewerb, 1977, S. 8. 
6 Vgl. Stober,  Besonderes Wirtschaftsverwaltungsrecht,  1998, §4911. 
7 Beschluß der Verkehrsministerkonferenz  vom 16./17. April 1998 in Magdeburg, S.6; zur 

Politik der Bundesbehörden in den USA vgl. Gesell,  The Administration of Public Airports, 
1993, S. 135 f. 

2 Β inn an η s 



18 Α. Einleitung 

In der Tat läßt sich wohl die These aufstellen, daß mehr die Flughäfen, denn die Flug-
linien die Leistungsfähigkeit eines Luftverkehrsnetzes  bestimmen.8 Ohne angemes-
sene Vorsorge im Bereich der Flughafeninfrastruktur  läuft die Bundesrepublik Ge-
fahr,  daß sich der prognostizierte Zuwachs des internationalen Luftverkehrs  an ihr 
vorbei entwickeln wird.9 Die International  Air  Transport  Association  (IATA) bezif-
fert  die voraussichtliche jährliche Wachstumsrate des internationalen Fluglinienver-
kehrs auf weltweit 5,02 % für den Zeitraum bis zum Jahr 2003.10 Für Europa wird von 
der International  Civil  Aviation  Organization  (ICAO) sogar ein überdurchschnittli-
cher Zuwachs an beförderten  Passagieren von 5,7 % (2000) bzw. 6 % (2001) progno-
stiziert.11 Langfristige Vorhersagen belegen ähnliche Werte.12 Das Wachstumspoten-
tial des Luftverkehrssektors  wird jedoch durch mangelnde Investitionen in die Flug-
hafeninfrastruktur  ganz maßgeblich beschränkt.13 

In Anbetracht der erheblichen volkswirtschaftlichen Bedeutung der Luftver-
kehrsbodeninfrastruktur  wird die Notwendigkeit eines bundesweiten strategischen 
Konzepts zur Ausgestaltung des Systems der internationalen Verkehrsflughäfen  und 
seiner Kapazitäten deutlich.14 Zudem ist die Bundesrepublik völkerrechtliche Ver-
pflichtungen eingegangen, deren Einhaltung sie innerstaatlich sicherzustellen hat. 
Eine starke Stellung des Bundes als übergeordneter politischer Koordinationsin-
stanz, die Einzelmaßnahmen aufeinander abstimmt und hinsichtlich ihrer gesamt-
wirtschaftlichen Bedeutung gestaltet, erscheint vor diesem Hintergrund wünschens-
wert, wenn nicht zwingend.15 Ansätze zu einheitlichen, die Gesamtkapazität der 
bundesdeutschen Luftverkehrsbodeninfrastruktur  berücksichtigenden Vorgaben, 
finden sich in dem vom Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
(BMVBW16) erstellten Luftverkehrskonzept  für die Bundesrepublik Deutschland. 
Sie sind jedoch recht allgemeiner Natur. In der Bundesrepublik wird hiernach 
grundsätzlich dem dezentralen Modell des Flughafensystems der Vorzug gegeben.17 

Dies erklärt sich nicht zuletzt aus dem Bundesstaatsprinzip. In der Realität wird sich 

8 So bereits Pirath,  Forschungsergebnisse des Verkehrswissenschaftlichen  Instituts für 
Luftfahrt,  1931, S. 24. 

9 Stuckert,  Standpunkt einer Flughafenstadt zur Flughafenprivatisierung  in Deutschland, in: 
DVWG (Hrsg.), Privatisierung deutscher Flughäfen, 1996, S. 102, 107. 

10 http://www.iata.org/air/air_17.htm (Stand: 31. Oktober 1999). 
11 http://www.icao.org/icao/en/nr/pio9909.htm (Stand: 31. Oktober 1999). 
12 Vgl .Reiche y Privatisierung der internationalen Verkehrsflughäfen  in Deutschland, 1999, 

S. l . 
13 Mit einem Überblick über die hierdurch verursachten Kosten vgl. Rogalla!Schweren,  Der 

Luftverkehr  in der Europäischen Union, 1994, S.60. 
14 Vgl. WCP-Studie, Deutschlands Flughafen-Kapazitätskrise, 1991, S.3. 
15 Vgl. Rucht  (Hrsg.), Flughafenprojekte als Politikum, 1984, S.37. 
16 Hervorgegangen aus der Zusammenlegung der Bundesministerien für Verkehr und für 

Raumordnung, Bauwesen und Städtebau; Bekanntmachung des Oiganisationserlasses des 
Bundeskanzlers vom 27. Oktober 1998 (BGBl. I, S.3288). 

17 Vgl. den Beschluß der Verkehrsministerkonferenz  vom 16./17. April 1998 in Magdeburg, 
insb. S.5. 

http://www.iata.org/air/air_17.htm
http://www.icao.org/icao/en/nr/pio9909.htm
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jedoch eine Konzentration der Verkehrsströme an einigen wenigen Drehkreuzflug-
häfen kaum vermeiden lassen.18 Dem internationalen Luftverkehr  wohnt eben „kei-
ne ausgeprägte Neigung zur Dezentralisierung" inne.19 Dementsprechend sind sich 
die Verantwortlichen der Bedeutung eines deutschen „global players", der auch im 
Weltmaßstab als Drehkreuzflughafen  beachtlich ist, bewußt.20 

I. Problemstellung 

Ausgelastete Kapazitäten und beschränkte Ausbaumöglichkeiten zeichnen die 
Begrenzung des Gesamtsystems der Luftverkehrsinfrastruktur  vor.21 Neben den Ka-
pazitäten der Flugsicherung spielen vor allem diejenigen der Bodeninfrastruktur, 
insbesondere der Start- und Landebahnsysteme sowie der Abfertigungsgebäude, 
eine ausschlaggebende Rolle.22 Nach Angaben der Association  of  European  Airlines 
(AEA) benötigen 26 der 29 größten europäischen Flughäfen zusätzliche Terminal-
kapazitäten, während bei 25 Airports die Runwaykapazitäten an ihre Grenzen sto-
ßen.23 Die anhaltende Diskussion um ökologische Vertretbarkeit und volkswirt-
schaftlichen Nutzen des Luftverkehrs,  bei der häufig die Beeinträchtigungen der 
Umwelt sowie der Lebensqualität in der Nachbarschaft  eines Flughafens im Vorder-
grund stehen, erschwert die politische Durchsetzbarkeit von Investitionsvorhaben in 
eine verbesserte Infrastruktur. 24 Allein durch den Einsatz neuer Technologien im 
Flugbetrieb werden sich die vorhandenen Flughafenkapazitäten jedoch nicht in aus-
reichendem Maße erhöhen lassen.25 Zur nachfragegerechten  Steigerung der Boden-
infrastrukturkapazitäten  werden vielmehr einzelne Ausbaumaßnahmen unumgäng-
lich sein. Gerade aufgrund der besonderen Eingriffsintensität  von kapazitätserwei-
ternden Vorhaben sollten diese maßvoll und gezielt durchgeführt  werden. Aus die-
sem Grund erscheint eine zentrale Koordination und Planung auf Bundesebene er-
forderlich.  Weiterhin lassen sich die spezifischen Vorteile des Luftverkehrs  am sinn-
vollsten nur durch eine möglichst reibungslose Verknüpfung mit anderen Verkehrs-

18 Zum System der Hub und Spokes-Flughäfen vgl. unten Β II. 
19 Schmidt-Ott,  Die Flughafenpolitik der Bundesrepublik Deutschland 1970-1980, Int. Ver-

kehrswesen 1971, S. 80, 81. 
2 0 Vgl. die Rede des Parlamentarischen Staatssekretärs im BMVBW Ibrügger vom 8. Sep-

tember 1999, unter http://www.luftrecht-online.de/politikl.htm (Stand: 31. Oktober 1999). 
21 Hermsen,  Was unterscheidet den Flughafen der Zukunft vom heutigen?, in: DVWG 

(Hrsg.), Die Zukunft der Flughäfen - auf der Suche nach neuen Konzeptionen, 1993, S. 91,93. 
2 2 Vgl. Gesell,  The Administration of Public Airports, 1993, S. 128. 
2 3 Zitiert nach Wolf  Einführung zu DVWG (Hrsg.), 3. Seminar über die Zukunft der Flug-

häfen - auf der Suche nach neuen Konzeptionen, 1998, S. 1. 
2 4 Vgl. Rausch, Die Strategien der Airlines im liberalisierten Umfeld, in: DVWG (Hrsg.), 

3. Seminar über die Zukunft der Flughäfen - auf der Suche nach neuen Konzeptionen, 1998, 
S.6, 8; Wells,  Airport Planning & Management, 1996, S. 183 f. 

2 5 Vgl. Böckstiegel,  Welcome Address and Introduction to the Topic, in: Bau und Erweite-
rung von Flughäfen - Dokumentation eines internationalen Kolloquiums, ZLW 1984, S.292, 
294. 
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